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Diana Golze hat das Wort

Eine Bundestagsabgeordnete aus unserer Region

Zum zweiten Mal wurden die Mitglie-
der unserer Partei und Sympathisan-
ten zu einem politischen Gespräch 
eingeladen. Von 37 Anwesenden wa-
ren auch 15 Nichtmitglieder unserer  
Einladung gefolgt. Ziel der Veranstal-
tung war es, über die Arbeit unserer 
Fraktion in der Gemeindevertretung 
zu berichten und kommunale Fragen 
zu diskutieren. Die Meinung beson-
ders der Parteilosen ist uns wichtig, 
nicht nur wenn Wahlen anstehen.

Unser Fraktionsvorsitzender, Gen. 
Scharp, gab einen einleitenden  Be-
richt, der durch die anderen Frakti-
onsmitglieder ergänzt wurde.

Im Vordergrund standen dabei die 
Flughafenproblematik, das Nacht-
fl ugverbot, Fragen des Haushaltspla-
nes der Gemeinde, Baumaßnahmen 
insbesondere im OT Blankenfelde,  
kulturelle und soziale Fragen.
In einer regen Diskussion spielten fol-
gende zwei Probleme eine große Rol-
le. Mit dem Bau des BBI haben sich 
die Bürger abgefunden, jedoch wird 

ein absolutes Nachtfl ugverbot  gefor-
dert. Deshalb klagen der BVBB und 
die Gemeinde Blankenfelde-Mahlow. 
Bedauerlicherweise gibt es zwischen 
den beiden Gremien kaum eine Zu-
sammenarbeit. Mehrere Bürger, die 
in der zukünftigen Einfl ugschneise 
wohnen, wurden aufgefordert, ihren 
angebotenen Lärmschutz an ihren 
Häusern zwar prüfen und anbringen 
zu lassen, aber keinesfalls zu unter-
schreiben, dass sie damit keinerlei 
weitere Ansprüche haben. Die durch 
die Flughafengesellschaft angebo-
tenen Lärmschutzmaßnahmen sind 
in der Regel schon jetzt nicht aus-
reichend und der Lärm ist bei Inbe-
triebnahme des BBI z.Z. noch nicht 
absehbar.

In absehbarer Zeit soll im OT Blan-
kenfelde ein Pfl egeheim mit über 80 
Betten gebaut werden. Die notwen-
dige Errichtung von altersgerechten 
Wohnungen wurde durch das Abstim-
mungsverhalten der Mehrheit der an-
deren Fraktionen verhindert. Unsere 

Flughafen BBI ist nach wie vor Aufreger Nummer 
Fraktion war geschlossen gegen ein 
ausschließliches Pfl egeheim. Dieser 
Bau geht am Bedarf unserer Gemein-
de vorbei. Pfl egeplätze werfen einen 
höheren Gewinn ab, deshalb ist der 
Investor auch nicht an altersgerech-
ten Wohnungen interessiert.

In der Diskussion wurden auch 
andere Fragen zum Bauen in Blan-
kenfelde aufgeworfen, z.B. die Ge-
staltung des Zentrums (Bau Rathaus 
und Parkhaus) sowie die Sicherung 
eines abgesicherten Haushalts der 
Gemeinde trotz möglicher Aufnahme 
von Krediten. Die Zusammenkunft 
machte die Notwendigkeit einer star-
ken Linksfraktion deutlich, zeigte 
aber auch die fl eißige Arbeit unserer 
Abgeordneten. Eine Reihe von Fragen 
wurde den Abgeordneten mit auf den 
Weg gegeben. Solche Veranstaltun-
gen zu kommunalen Fragen müssen 
mindestens zweimal im Jahr   stattfi n-
den um den Kontakt zu den Wählern  
besser zu pfl egen.

Helga Mostowy, Blankenfelde

Berlin macht es vor: Mehr Toleranz 

für Kinderlärm 

Geräusche, die von Kindern verur-
sacht werden, sind künftig auch ju-
ristisch als sozial adäquat und damit 
zumutbar zu beurteilen. Dieser in 
Berlin bereits allgemein für die Ver-
waltung geltende Grundsatz ist nun 
auch gesetzlich verankert. Berlin ist 
damit das erste Bundesland, das eine 
Privilegierung von Geräuschen, die 
von Kindern ausgehen, in das Lan-
desrecht aufnimmt.

Das ist eine klare Entscheidung zu-
gunsten der Kinder. Denn Kinder, die 
in einem städtischen Umfeld gesund 
und altersgerecht aufwachsen sol-
len, können das nicht geräuschlos. 
Kinderlärm gehört zur kindlichen Ent-
faltung und Entwicklung dazu. Kinder 
brauchen für eine altersgemäße Ent-
wicklung bestimmte Freiräume. Ge-
räusche, die sie verursachen, sind für 

das Umfeld in der Regel als zumutbar 
anzusehen. Dies wird durch die Ge-
setzesänderung noch einmal grund-
sätzlich klargestellt. 

Kinder brauchen Platz und Bewe-
gung, um zu lernen. Über das Spiel 
entwickeln sie ihre motorischen Fä-
higkeiten und sie reifen zu selbst-
ständigen Persönlichkeiten. Aktuelle 
Einschulungsuntersuchungen weisen 
bei 60% der Kinder Haltungsschwä-
chen auf. Das sind alarmierende Sig-
nale. In den brandenburgischen Städ-
ten gibt es jedoch immer weniger 
Platz zum Spielen, auf den Straßen 
lässt der zunehmende Autoverkehr 
kaum noch Möglichkeiten. Kinder ha-
ben laut UN-Kinderrechtskonvention 
ein Recht auf Spiel und altersgemä-
ße aktive Erholung und dazu gehört 
eben auch „Lärm“. 

In der Vergangenheit kam es mehr-
fach dazu, dass aufgrund von Klagen 

von Anwohnern Kindertagesstätten 
geschlossen werden mussten, so 
z.B. in Hamburg. Brandenburg hat 
im Bundesrat mit beschlossen, dass 
Kinderlärm keinen Anlass für gericht-
liche Auseinandersetzungen geben 
soll. Das Land unterstützt damit die 
Bundesregierung in ihrem Bestre-
ben, die Gesetzeslage entsprechend 
zu ändern. Das Recht sollte klar zum 
Ausdruck bringen, dass Kinderlärm 
sozialadäquat ist. Kinder brauchen 
Freiräume, um spielerisch soziales 
Verhalten zu erlernen und sich geis-
tig wie körperlich entwickeln zu kön-
nen.<


